


Textliche Festsetzungen

zum Bebauungsplan 57/22

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 26.06.2006 Es gilt die BauNVO 1990

1. Art der baulichen Nutzung

Die in § 3 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Ausnahmen sind gemäß § 1 
Absatz 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Garagen, überdachte Stellplätze und 
Stellplätze sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Flächen und auf den 
hierfür besonders ausgewiesenen Flächen zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung

Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO ist die Höhe der Wohngebäude, d.h. die Firsthöhe auf max. 8,50 m und 
die Traufhöhe auf max. 3,50 m, gemessen vom höchsten Punkt der zugehörigen öffentlichen 
Erschließungsanlage (Gehwegoberkante), begrenzt. Gemäß § 20 Abs. 3 BauNVO ist die Geschoss-
fläche in Nichtvollgeschossen auf die zulässige Geschossfläche anzurechnen. Gemäß § 9 Abs. 1 
Ziffer 6 Baugesetzbuch (BauGB) sind je Wohngebäude max. zwei Wohnungen zulässig.
Abgrabungen sind unzulässig.
Die Gärten sind so zu gestalten, dass zu allen Nachbargrenzen keine Stützmauern oder Auffüllungen 
notwendig werden.

3. Beseitigung von Niederschlagswasser

Gemäß § 51a Landeswassergesetz NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB ist das Niederschlags-
wasser der Dachflächen, Balkone und Terrassenflächen auf den Einzelgrundstücken zu versickern 
(z.B. Mulde oder Rigole).Das Niederschlagswasser der privaten, befestigten Flächen ist flächig (z.B. 
offenporiger Belag, Rasengittersteine, Pflaster mit hohem Fugenanteil) in den Untergrund einzuleiten. 
Keller sind aufgrund der Nähe der Versickerungsanlagen im Bereich der Einzelgrundstücke in wasser-
undurchlässiger Bauweise auszuführen. Das Niederschlagswasser der öffentlichen, befestigten 
Flächen ist in den öffentlichen Regenwasserkanal einzuleiten.

4. Ökologische Maßnahmen

Gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt:

A. Private Flächen

Auf den privaten Grundstücksgrenzen und an den im Bebauungsplan festgesetzten Stellen sind 
Hecken (Pflanzqualität: Höhe mindestens 80 cm, Sorten: Liguster, Buchen, Hainbuchen, Weißdorn, 
Eiben) mit drei Pflanzen je lfd. Meter anzulegen und zu erhalten. Garagen und Nebenanlagen sind mit 
Kletterpflanzen zu begrünen und zu erhalten.

B. Öffentliche Verkehrsflächen

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mindestens 4 standortgerechte, großkronige Laub-
bäume I. Ordnung mit mindestens 18 cm Stammumfang zu pflanzen.

5. Immissionsschutz

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 24 BauGB sind besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor Lärm-
belästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes festgesetzt:

An den im Bebauungsplan markierten Fassaden sind für Schlafräume und Kinderzimmer schall-
dämmende Lüftungen vorzusehen.



6. Örtliche Bauvorschriften

Gemäß § 86 Bauordnung Nordrhein Westfalen in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB sind folgende 
Örtliche Bauvorschriften festgesetzt:

– Dächer

Bei den Wohngebäuden ist ein Satteldach mit 35-42 Grad Dachneigung zulässig.

Zwerchhäuser, Dachgauben, Dachterrassen und Dacheinschnitte sind nur in der unteren Hälfte des 
Daches und in einer Gesamtbreite von max. der Hälfte der Trauflänge zulässig.

– Einfriedungen

An öffentlichen Verkehrsflächen im Bereich des Vorgartens (Ziergarten / in der Regel die Fläche 
zwischen Hauszugang und Straße) ist nur ein Rasenkantstein zulässig.An den öffentlichen Verkehrs-
flächen im Bereich des Hausgartens ist eine Einfriedung als Kombination von Hecke und durch-
grüntem Zaun (Maschendraht, Holzlatten oder Ähnliches, bis zu einer Höhe von 1,60 m) zulässig.

– Abfallbehälter

Abfallbehälter sind in dauerhaft begrünten Unterstellschränken oder Räumen, die in baulicher 
Verbindung mit dem Wohngebäude stehen müssen, unterzubringen, oder sie sind mit Hecken, 
dauerhaft begrünten Palisaden oder Mauerwerk einzufassen.

7. Hinweis

Der mittlere Grundwasserflurabstand liegt zz. ca. 4 – 5 m unter der natürlichen Geländeoberfläche. 
Die Grundstückseigentümer und Bauherren sind eigenverantwortlich verpflichtet, den höchst mögli-
chen Grundwasserstand ihres Baugrundstückes als Planungsgrundlage zu klären und bei der Bau-
ausführung entsprechende bauliche Maßnahmen gegen Bodenfeuchtigkeit und drückendes Wasser 
zu berücksichtigen.


